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Wenn’s nach dem Berliner Wassertisch geht, hat der Senat keinen Grund, sich in Sachen Wasserbetriebe zu entspannen Foto: Hechtenberg/Caro

halb deren eine Fraktion die Ver-
träge zum Gegenstand eines Ge-
richtsverfahrens machen kann.
Die Frist läuft in drei Wochen ab.

Inhaltlich würde die Klage ar-
gumentieren, dass das Parla-
ment im Jahr 1999umseinRecht
gebracht worden sei, über den
Haushalt des Landes zu entschei-
den. In der Berliner Verfassung
heißt es: „Ohne gesetzliche
GrundlagedürfenwederSteuern
oder Abgaben erhoben noch An-
leihen aufgenommen oder Si-
cherheiten geleistet werden.“

Doch als das Land Berlin die
Hälfte der BWB-Anteile verkauf-
te, sicherte der Senat den priva-
ten Anteilseignern eine Gewinn-
garantie zu. Falls der Überschuss
der Wasserbetriebe nicht aus-
reicht, muss dieser garantierte
GewinnausdemLandeshaushalt
gezahlt werden. Bei dieser vom
Senat abgegebenen Gewinnga-
rantie handelt es sich nach An-
sicht von Anwalt Kirchberg um
eine Sicherheit, die laut Verfas-
sung nur auf Grundlage eines
vom Parlament beschlossenen

Einen Anwalt gäbe es
schon für die Klage –
für ein Honorar von
30.000 Euro

VON SEBASTIAN HEISER

Die Initiative Berliner Wasser-
tisch fordert die Fraktionen dazu
auf, vor demLandesverfassungs-
gericht gegen die Teilprivatisie-
rung der Wasserbetriebe (BWB)
zu klagen. „Gegenstand des Ver-
fahrens wäre die Verletzung des
Budgetrechts des Parlaments“, so
Wassertisch-Sprecher Wolfgang
Rebel am Donnerstag. Er legte
zudem eine kurze schriftliche
Einschätzung des Anwalts Chris-
tianKirchbergvor,derVorsitzen-
der des Verfassungsrechtsaus-
schusses der Bundesrechtsan-
waltskammer ist und eine solche
Klage für aussichtsreich hält.
Kirchberg wäre auch bereit, die
Fraktionen zu vertreten – für ein
Honorar von 30.000 Euro plus
Mehrwertsteuer,wieRebel sagte.

Im Oktober hatte der Senat 25
Prozent der Wasserbetriebe vom
RWE-Konzern zurückgekauft
und den Landesanteil damit auf
75 Prozent erhöht. Laut Kirch-
berg begann mit dem Geschäft
eine sechsmonatige Frist, inner-

Gesetzes abgegeben werden
darf. Weil es ein solches Gesetz
abernichtgibt, sei dasParlament
in seinen Rechten verletzt wor-
den und jede Fraktion könne da-
gegen klagen.

Zugleich offenbarte sich er-
neut die Zerstrittenheit der Per-
sonen, die gemeinsam den ein-
zigen erfolgreichen Volksent-
scheid Berlins – über die Veröf-
fentlichungderWasserverträge–
durchgesetzt haben. Inzwischen
sind daraus drei Gruppen ent-
standen. Die inhaltlichen Unter-
schiede sind minimal, die per-
sönlichen Differenzen umso
größer. Die „Wasserbürger“ je-
denfalls nutzten am Donnerstag
dieGelegenheit, denWassertisch
anzugreifen: Sie selbsthättendie
juristischen Argumente gegen
die Privatisierungsverträge
schon viel früher gebracht, sie
hättenaußerdemnochmehrWe-
ge zur Anfechtung der Verträge
aufgezeigt und siewürden einen
Anwalt kennen, der die Vertre-
tung der Fraktionen vor Gericht
kostenlos übernehmenwürde.

WASSERBETRIEBE Weil der Senat den privaten Anteilseignern Gewinne garantierte, regt der
Wassertisch eine Klage an – wegen Verletzung des parlamentarischen Haushaltsrechts

Wassertisch will Senat einseifen Onur U. nicht
mehr sicher

Knapp ein halbes Jahr nach der
tödlichen Prügelattacke am Ale-
xanderplatz ermittelt die türki-
sche Justiz gegen den Hauptver-
dächtigen wegen vorsätzlichen
Mordes. Das teilte Berlins Justiz-
verwaltung gestern mit. Der 18-
Jährige hatte sich nach dem An-
griff in die Türkei abgesetzt. Ge-
fasst haben ihn die dortigen Be-
hörden laut Justizsenator Tho-
mas Heilmann (CDU) aber noch
nicht. Heilmann sagte, er begrü-
ße sehr, dass die Türkei ein eige-
nes Strafverfahren starte.

Monatelang war um eine Aus-
lieferung des mutmaßlichen
Schlägers gerungen worden.
Nun steht offenbar fest, dass der
Verdächtige nicht nach Deutsch-
landausgeliefertwird,weil erne-
ben der deutschen Staatsbürger-
schaft auchdie türkischebesitze.

Die Berliner Ermittler halten
den heute 19-Jährigen für die
treibende Kraft des Angriffs. Der
20-jährige Jonny K. war imOkto-
ber 2012 so heftig mit Schlägen
und Tritten attackiert worden,
dass er später an Gehirnblutun-
gen starb. Am kommenden
Sonntag wäre er 21 geworden.

Bei einer Verurteilung in der
Türkei könnte laut Experten eine
höhere Strafe drohen als in
Deutschland, auch weil dort das
Jugendstrafrecht nicht angewen-
det wird. In Deutschland sieht
dieses eine Höchststrafe von
zehn Jahren vor.

Die türkischen Behörden hat-
ten inBerlin einRechtshilfeersu-
chengestellt. Nun sollender Tür-
kei Kopien aus den Akten der
Berliner Staatsanwaltschaft
übermittelt werden, hieß es. Da-
durch könne auch die Türkei
strafrechtlich gegen den mut-
maßlichen Schläger vorgehen.

In der Mitteilung der Berliner
Justiz wird aus der Verbalnote
der türkischen Justiz zitiert: „Die
Oberstaatsanwaltschaft Sivas hat
auf der Grundlage von Art. 11 des
türkischen Strafgesetzes gegen
Onur U. wegen ‚vorsätzlichen
Mordes‘ und ‚vorsätzlicher Kör-
perverletzung‘ eine Ermittlung
[… ] eingeleitet.“ DPA

JUSTIZ Jetzt wird auch in
der Türkei gegen den
Hauptverdächtigen im
Fall Jonny K. ermittelt

Therapie
braucht gute
Ausbildung

er immer noch nicht an
die wachsende Bedeu-
tung psychischer Er-

krankungen glaubt, der lese die-
se Zahl: 54,2 Prozent aller Berli-
ner, die 2011 krankheitsbedingt
in Frührente gingen, taten dies
wegen Depressionen, Angststö-
rungen und anderen psychi-
schen Krankheiten, so steht es
im Landesgesundheitsbericht.
Es ist nur eine Zahl von vielen,
diebelegt,wiewichtigesfürpsy-
chischkrankeMenschenist,dass
esausreichendvieleundgutaus-
gebildeteTherapeutengibt.

Doch wer heute Therapeut
werdenwill,derbrauchterstein-
mal Frustrationstoleranz und
Durchhaltevermögen.Auszubil-
dendesolleninKlinikenvollwer-
tige Arbeit verrichten; sie thera-
pieren Kranke, werden dafür
aber nicht angemessen bezahlt
undkaumangeleitet.

Fatale Zustände

Dies ist nicht nur für angehende
Therapeuten ein unhaltbarer
Zustand. Viele von ihnen mah-
nen, dass es auch für die Patien-
ten fatal sein kann, auf überfor-
derte, allein gelassene Nach-
wuchskräfte zu treffen. Wer zu
Beginn einer Erkrankung
schlechte Erfahrungenmit The-
rapie macht, der hat es sehr viel
schwerer, sich darauf einzulas-
sen. Nachhaltiger Erfolg thera-
peutischer Maßnahmen und ei-
ne Linderung der Krankheit rü-
ckendaoft inweite Ferne.

Deshalbmüssen alle, die Ver-
antwortung für die Ausbildung
von Therapeuten tragen, dieser
endlichgerechtwerden:etwadie
Institute, denen die Auszubil-
dendenvielGeldzahlenmüssen,
währendsiederenProtestgegen
die prekären Bedingungen
meist ignorieren. Und das Land
Berlin, in dessen eigenen Chari-
té- und Vivantes-Kliniken eben-
diese prekären Bedingungen
gangundgäbe sind.
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Hubschrauber eingesetzt. Mit 32
Kameras wurden 306 Minuten
Material über die Proteste aufge-
zeichnet. Aufgrund von Über-
griffen auf Beamte seien „kör-
perlicheGewalt“, „Reizstoff sowie
der Mehrzweckstock“ eingesetzt
worden, heißt es in der Antwort
von Innensenator Frank Henkel
(CDU). 13 Beamte wurden ver-
letzt, konnten aber im Dienst
bleiben. 19 Protestierende wur-
den festgenommen. Hier fehlen
Angaben zu Verletzten. Offen
bleiben auch die Kosten für den
Einsatz. Diese würden nicht ge-
sondert erhoben, heißt es. Bezif-
fert wird nur der Helikopterein-
satz: 4.368,77 Euro pro Stunde.

Auffällig ist die hohe Zahl von
Zivilbeamten: 59. Für Piraten-
Fraktionschef Christopher Lauer
wirft das Fragen auf. „Ich weiß
nicht, warumes für so einen Ein-
satzderart vieleverdeckteBeam-
tebraucht.“Das förderenichtdas
Vertrauen indie Polizei, so Lauer.
Ein Polizeisprecher nannte die
Zahl dagegen „nicht ungewöhn-
lich“. Die Zivilbeamten seien „zur
Beobachtung“ eingesetzt wor-
den. Lauer kündigte an, den Ein-
satz erneut im Innenausschuss
anzusprechen. Dieser erscheine
„doch arg unverhältnismäßig“.

Henkel stellte sich hinter die
Polizei. Er verteidigte auch, dass
die Gerichtsvollzieherin in Poli-

„Doch arg unverhältnismäßig“
UNDERCOVER Beim Polizeigroßeinsatz anlässlich der Zwangsräumung in der Lausitzer Straße waren Mitte
Februar auch rund 60 Zivilbeamte im Einsatz. Die Piraten fragen sich, warum so viel Heimlichkeit nottut

Um Mitte Februar die Kreuzber-
ger Familie Gülbol aus ihrer
Wohnung zwangszuräumen, be-
durfte es eines Polizeigroßein-
satzes. Wie groß er tatsächlich
war,machenZahlendeutlich,die
jetzt die Innenverwaltung auf ei-
ne Piraten-Anfrage vorlegte.

Demnach waren 831 Beamte
am 14. Februar imEinsatz, als die
Gerichtsvollzieherin die fünf-
köpfige Familie in der Lausitzer
Straße räumte – und Hunderte
dagegen protestierten. Die Gül-
bols hatten 16 Jahre in der Woh-
nung gelebt, wurden aber wegen
verspäteter Mietnachzahlungen
gekündigt. Neben den Beamten
wurde drei Stunden lang ein

ANZEIGE
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Die Wasserprivatisierung

■ 1999 verkaufte das Land die
Hälfte der Wasserbetriebe an pri-
vateAnteilseigner.Verantwortlich
war der schwarz-rote Senat unter
dem Regierenden Bürgermeister
Eberhard Diepgen (CDU) und Fi-
nanzsenatorin Annette Fugmann-
Heesing (SPD). Vor der Privatisie-
rung zahlte eine Familie für 150
Kubikmeter Wasser und Abwasser
noch 1.148 DM (587 Euro). Jetzt ist
die gleiche Menge 26 Prozent teu-
rer. Der Firmengewinn stieg von 8
Millionen Euro vor der Privatisie-
rung auf zuletzt 285 Millionen Eu-
ro. Im Oktober kaufte das Land 25
Prozent der Wasserbetriebe von
RWE zurück. Die Verhandlungen
über den Rückkauf der restlichen
25 Prozent von Veolia laufen. (hei)

zeikleidung zur Wohnung der
Gülbols ging, um nicht von De-
monstrantenerkannt zuwerden.
Ein Amtsmissbrauch liege nicht
vor, so der Senator, diesmal auf
Grünen-Anfrage, weil die Frau
nicht als „Polizistin gehandelt
oder den Eindruck erweckt hat,
diese Funktion für sich ernsthaft
in Anspruch nehmen zu wollen“.

Blockade am Dienstag

Bereits für Dienstag ruft ein
Bündnis erneut zur Blockade ei-
ner Zwangsräumung auf, dies-
mal in Reinickendorf. Hier soll
eine schwerbehinderte 67-Jähri-
ge ihre Wohnung wegen Miet-
rückständen verlassen. KO


